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Geſetz-Saͤmmlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


e Nr 9 e 


(Nr. 5717.) Geſetz wegen Verwaltung der Bergbau-Hüͤlfskaſſen. Vom 5. Juni 1863. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


„ mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 


H. 1. 
Die aus Beitraͤgen oder Gefaͤllen der Bergwerksbeſitzer gebildeten Berg— 


bau⸗Huͤlfskaſſen, naͤmlich: 

1) die Oberſchleſiſche Steinkohlen-Bergbau-Huͤlfskaſſe, 

2) die Niederſchleſiſche Steinkohlen-Bergbau-Huͤlfskaſſe, 

3) die Maͤrkiſche Berg-Gewerkſchaftskaſſe, 

4) die Eſſen-Werdenſche Berg-Gewerkſchaftskaſſe, 

5) die gewerkſchaftliche Bergbau-Huͤlfskaſſe für den Niederſaͤchſiſch-Thuͤ⸗ 

ringſchen Diſtrikt, 

6) die Kamsdorfer (Neuſtaͤdter) Schurfgelderkaſſe, 
gehen mit dem 1. Januar 1864. in die Verwaltung der Beſitzer der bethei— 
ligten Bergwerke über. 


$. 2. 


Die Bergbau-Huͤlfskaſſen haben die Rechte juriſtiſcher Perſonen. 

Die Verwaltung wird durch ein von den Beſitzern der betheiligten Berg— 

werke feſtzuſtellendes Statut geregelt, welches den Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 

eat zuwiderlaufen darf und der Beſtaͤtigung des Handelsminiſters 
erliegt. 

Die Verwendungen aus den Bergbau: Hülfskaffen erfolgen, nach näherer 

Beſtimmung des Statuts, zur Hebung und Befoͤrderung des Bergbaues, ſowie 

Jahrgang 1863. (Nr. 5717.) 49 zur 


Ausgegeben zu Berlin den 18. Juni 1863, 
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zur Unterſtuͤtzung ſolcher Anlagen und Unternehmungen, welche allen oder meh- 
reren Betheiligten zum Vortheil gereichen. 

Die Erhebung von Beiträgen kann durch das Statut mit Genehmigung 
des Handelsminiſters angeordnet werden. 

Spaͤtere Abaͤnderungen des feſtgeſtellten Statuts, ſowie die Beſchluß— 
5 1 Auflöfung der Kaffe, unterliegen der Genehmigung des Handels— 
miniſters. 


$. 3. 


f An den Bergbau-Huͤlfskaſſen find alle Werke desjenigen Bezirks und 
derjenigen Kategorien betheiligt, fuͤr welche die Kaſſe gegruͤndet iſt, ohne Ruͤck— 
ſicht darauf, ob die Beſitzer bereits einen Beitrag zu der Kaffe geleiſtet haben 
oder nicht. Das jedesmalige Stimmverhaͤltniß wird nach dem Umfange, bezie⸗ 

| hungsweiſe dem Werthe der Produktion (F. 9.) des letzten Jahres beſtimmt, 

0 : ſo jedoch, daß der Alleinbeſitzer oder Repräſentant jedes im Betrieb befindlichen 

. Werks mindeſtens Eine Stimme ausuͤbt. Das Statut kann ein Maximum der 
den dee feſtſetzen, welche von den Beſitzern eines Werks gefuͤhrt wer— 
en kann. 


H. 4. 
Die Verwaltung der Bergbau-Huͤlfskaſſen erfolgt unter der Aufſicht des 
N Ober⸗Bergamts durch einen Vorſtand, welcher von den Alleinbeſitzern und Re 
praͤſentanten der betheiligten Werke aus ihrer Mitte gewaͤhlt wird. 


H. 5. 


Nach naͤherer Beſtimmung des Statuts wird der Voranſchlag der Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben jedes Jahres (Etat) von dem Vorſtande aufgeſtellt und 
von der Generalverſammlung der Betheiligten feſtgeſtellt. 

Ebenſo wird die Jahresrechnung vom Vorſtande revidirt und von der 
Generalverſammlung dem Vorſtande und den Kaſſenbeamten die Decharge 
ertheilt. 

Ueber das Stimmrecht der Betheiligten und den Umfang deſſelben ent— 
ſcheidet endgültig die Generalverſammlung. ; 

Der feſtgeſtellte Etat wird dem Ober-Bergamte eingereicht. Daſſelbe iſt 
befugt, alle ſtatutenwidrigen Anſaͤtze zu ſtreichen, wogegen dem Vorſtande bin— 
nen drei Wochen der Rekurs an den Handelsminiſter offen ſteht. 


H. 6. 


Durch das Statut koͤnnen die im $. 5. den Generalverſammlungen 
uͤberwieſenen Funktionen ganz oder theilweiſe dem Vorſtande uͤbertragen werden. 


8 
Das Ober- Bergamt ernennt zur Ausuͤbung des Aufſichtsrechts Pr 
om⸗ 
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Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Sitzungen des Vorſtandes und der General— 
verſammlung der Betheiligten beizuwohnen. 

Zeit und Ort der Sitzung, ſowie der Gegenſtand der Berathung muß 
dem Kommiſſar bei Strafe der Unguͤltigkeit der gefaßten Beſchluͤſſe mindeſtens 
rei Tage vorher angezeigt werden. Der Kommiſſar iſt befugt, jeden ſtatuten— 
widrigen Beſchluß vor Schluß der betreffenden Sitzung zu ſuspendiren. Ueber 
die Aufrechthaltung der Suspenſion hat das Ober⸗Bergamt, welchem der Kom— 
miſſar ſofort von derſelben Anzeige zu machen hat, binnen zehn Tagen, unter 
Vorbehalt des Rekurſes an den Handelsminiſter, zu entſcheiden. 


$. 8. 


Der Vorſtand iſt jederzeit verpflichtet, dem Ober⸗Bergamte und deſſen 
Kommiſſar auf Verlangen die Einſicht der uͤber ſeine Verhandlungen zu fuͤh— 
renden Protokolle, der Kaſſenbuͤcher und der gelegten Rechnungen, ſowie die 
Reviſion der Kaffe zu geſtatten. 


H. 9. 


Das Verhaͤltniß, in welchem die Betheiligten bei der Feſtſtellung des 
Statuts (H. 2.) mitzuwirken haben, wird dahin beſtimmt, daß jedes Werk, 
welches im Jahre 1862. in Foͤrderung geſtanden hat, Eine Stimme, wenn aber 
ie Foͤrderung in dem Bezirke: 


1) der im $. 1. unter Nr. 1. und 2. bezeichneten Schleſiſchen Bergbau: 
Huͤlfskaſſen 100,000 Tonnen Kohlen, 


2) der unter Nr. 3., 4. und 5. bezeichneten Kaſſen den ſteuerbaren Werth 
von 10,000 Kthlr., 


3) der unter Nr. 6. bezeichneten Kamsdorfer Schurfgelderkaſſe den Werth 
von 1000 Rthlr. a 


Überftiegen hat, fo viele Stimmen, als vorſtehende Maaßeinheit in der Förde: 
rung, oder in deren ſteuerbarem Werthe enthalten iſt. Der uͤberſchießende Bruch⸗ 
eil wird fuͤr voll gerechnet. 


H. 10. 


Die Weſtphaͤliſche Bergbau-Huͤlfskaſſe wird mit dem 1. Januar 1864., 
vorbehaltlich der Rechte der Staatskaſſe und der Maͤrkiſchen Gewerkſchaftkaſſe 
auf das vorhandene Vermögen, aufgeloͤſt. 


F. 11. 


a Die ſtatutariſchen und gefeglichen Beſtimmungen, welche in Bezug auf 
die im F. 1. aufgeführten Bergbau-Huͤlfskaſſen ergangen find, insbeſondere die 
ordnung vom 12. November 1779. wegen Errichtung der Schleſiſchen 
Bergbau⸗Hülfskaſſe, Kap. LXXIV. der revidirten Kleve⸗Markiſchen Bergordnung 
vom 29. April 1766., das Kurfuͤrſtlich Saͤchſiſche Reſkript vom 4. November 
Gr. 57175718.) 49 * 1707. 
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1767. und die Art. 8. und 77. des Weſtphaͤliſchen Dekrets vom 27. Januar 
1809., welche als ſtatutariſche Beſtimmungen für die $. 1. Nr. 5. benannte 
Kaſſe noch in Geltung ſind, werden, inſoweit ſie gegenwaͤrtigem Geſetze wider— 
ſprechen, hierdurch aufgehoben. 


$. 12. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten iſt mit der 
Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 5. Juni 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 5718.) Geſetz, betreffend die Gebuͤhrenpflichtigkeit in Vormundſchaftsſachen im Bezirk 


des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln. Vom 5. Juni 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln, wie folgt: 


Erſter Titel. 


Von der Vormundſchaft des überlebenden Ehegatten über ſeine 
Kinder und des Ehemannes über feine interdieirte Frau. 


Artikel 1. 


Fuͤr Dienſtverrichtungen in Vormundſchaftsſachen, wenn der uͤberlebende 
Ehegatte Vormund uͤber ſeine Kinder iſt, oder der ſich wieder verheirathenden 
Wittwe nebſt ihrem neuen Ehegatten die Vormundſchaft über ihre Kinder der 
vorigen Ehe belaſſen wurde, und bei der Vormundſchaft des Ehemannes uͤber 
ſeine interdieirte Frau, beziehen Friedensrichter, Friedensgerichtsſchreiber und 
Gerichtsvollzieher: 

1) wenn das reine Vermoͤgen der Bevormundeten einen Werth von nut 
250 Rthlr. hat, gar keine, 
2) wenn 


k 
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2) wenn daſſelbe einen Werth von uͤber 250-500 Rthlr. hat, die 
Hälfte, und 

3) wenn daſſelbe einen Werth von mehr als 500 Kthlr. hat, den vollen 
Betrag der geſetzlichen Gebuͤhren. 


Artikel 2. 


An Kopialgebuͤhren beziehen die Friedensgerichtsſchreiber und die Se⸗ 
kretariate der Landgerichte und des Appellationsgerichtshofes: 


1) wenn das reine Vermögen einen Werth von mehr als 50 Rthlr. hat, 
1 Sgr. fuͤr die Rolle, 

2) wenn daſſelbe einen Werth von mehr als 250 Rthlr. hat, 2 Sgr. 
fuͤr die Rolle, und a 

3) wenn daſſelbe einen Werth von mehr als 500 Rthlr. hat, die volle 
geſetzliche Taxe. 


Artikel 3. 


Bei der Werthſchaͤtzung (Art. 1. und 2.) wird das Vermoͤgen aller unter 
derſelben Vormundſchaft ſtehenden Bevormundeten zuſammengerechnet. Die 
illiquiden und unſicheren Forderungen, fo wie die nach dem Stande und dem 
Berufe der Bevormundeten zu ihrem perſoͤnlichen Gebrauche nöthigen Mobiliar⸗ 
Gegenſtaͤnde und Geraͤthſchaften kommen nicht in Anrechnung. 

Bei der Vormundſchaft des Ehemannes uͤber feine interdieirte Frau kommt 
das ganze Vermögen der ehelichen Guͤtergemeinſchaft, ſowie das perſoͤnliche 

ermoͤgen der Frau in Anſchlag, nicht aber auch bei anderen Vormundſchaften 
das eigene, abgetheilte oder unabgetheilte Vermoͤgen des Vormundes. 


Artikel 4. 


5 Der Werth des Vermoͤgens zum Zweck der Berechnung der Gebuͤhren 
iſt vom Friedensrichter feſtzuſetzen, bevor Gebuͤhren erhoben werden. 

5 Die Feſtſetzung erfolgt auf Grund des Vermoͤgensverzeichniſſes (Ar— 
tikel 3. der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom 4. Juli 1834.) und bei der Vor⸗ 
mundſchaft des Ehemannes uͤber ſeine interdieirte Ehefrau auf Grund der 
noͤthigenfalls zu beſcheinigenden Angaben des Ehemannes. 

Die Immobilien werden nach den vorzulegenden Pacht- und Miethsver⸗ 
traͤgen oder nach dem dreißigfachen Zunge des Kataſtral-Reinertrages, wor: 
über der Vormund den Kataſter-Auszug beizubringen hat, veranſchlagt. Eine 
Schätzung durch Sachverſtaͤndige zum Zweck obiger Feſtſetzung findet nicht ſtatt. 

Fuͤr die Feſtſetzung und deren Vorbereitung koͤnnen keine Gebuͤhren be— 
rechnet werden. 


Artikel 5. 


N Gegen die Feſtſetzung (Artikel J.) kann der Vormund oder der Ober⸗ 
Prokurator Beſchwerde beim Landgerichtspraͤſidenten erheben. Der Vormund 
Ar. 5718.) be⸗ 
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bedarf dazu keines Anwaltes. Der Praͤſident entſcheidet nach Anhoͤrung des 
Oberprokurators und des Friedensrichters in letzter Inſtanz. l 


Artikel 6. 


Die Reiſekoſten der Friedensrichter und Friedensgerichtsſchreiber (Artikel 12. 
der Gebührentare vom 23. Mai 1859.) werden im Falle des Artikels 1. Nr. 1. 
ganz und im Fall des Artikels 1. Nr. 2. zur Halfte, nach Anhörung des Ober— 
Prokurators, von dem Landgerichtspraͤſidenten auf den Kriminalfonds ange— 
wieſen, wenn derſelbe die Reiſe im Intereſſe der Bevormundeten fuͤr nothwen— 
dig erachtet. In der Liquidation ſind der Werth des vormundſchaftlichen Ver— 
moͤgens und die Gruͤnde fuͤr die Nothwendigkeit der Reiſe anzufuͤhren. Gegen 
die Entſcheidung des Landgerichtspraͤſidenten findet kein Rechtsmittel ſtatt. 


Artikel 7. 


Wird das vormundſchaftliche Vermoͤgen waͤhrend der Vormundſchaft 
durch Erbſchaft oder Schenkung oder ſonſt vermehrt, oder durch Entlaſſung 
eines Bevormundeten aus der Vormundſchaft oder durch Verluſte vermindert, 
ſo richtet ſich, von dem Eintreten eines ſolchen Ereigniſſes an, die fernere Ge— 
buͤhrenpflichtigkeit nach dem veraͤnderten Stande des Vermoͤgens. Auf die Ge 
buͤhrenpflichtigkeit fruͤherer Verhandlungen hat dies keinen Einfluß. 

Die Veränderung des Vermoͤgensſtandes wird vom Friedensrichter auf 
Grund von Inventarien oder der nachgewieſenen Angabe des Vormundes feſt— 
geſetzt. Die Artikel 4. und 5. finden auch hier Anwendung. 


Artikel 8. 


Die bei der Publikation dieſes Geſetzes ſchwebenden Vormundſchaften 
dieſes Titels unterliegen von da an deſſen Beſtimmungen. 

Sind in denſelben bereits Gebuͤhren geſtundet oder gezahlt, ſo hat es 
dabei ſein Bewenden und die Einziehung der geſtundeten Gebuͤhren erfolgt 
nach den bisherigen Vorſchriften. b 


| Zweiter Titel. 
Von Dativ-Vormundſchaften und anderen. 


Artikel 9. 


In Dativ: und ſonſtigen Vormundſchaften, welche nicht unter die Vor— 
ſchriften des Erſten Titels fallen, koͤnnen die geſetzlichen Gebühren und Koſten 
der Friedensrichter, der Friedensgerichtsſchreiber, der Sekretariate der Landge— 
richte und des Appellationsgerichtshofes, ſowie der Gerichts vollzieher erſt nach 
der Reviſion und Feſtſtellung der naͤchſten periodiſchen Verwaltungs-Ueberſicht 
und Rechnungslage des Vormundes (Artikel 470. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs) nach Maaßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen erhoben werden. 


Ar⸗ 


Artikel 10. 
Ergiebt ſich bei der Reviſion der naͤchſten periodifchen Verwaltungs: 


Ueberſicht und Rechnungslage des Vormundes (Artikel 470. des buͤrgerlichen 


Geſetzbuchs), daß die Revenuͤen des Vermoͤgens der Bevormundeten ſeit der 
letzen Rechnungsperiode, nach Beſtreitung der Koſten des Unterhalts und der 
Er ziehung, einen Ueberſchuß gewaͤhren, ſo werden aus dieſem Ueberſchuſſe zu⸗ 
naͤchſt die ſeit der letzten Rechnungsperiode veranlaßten Reiſekoſten des Fries 
densrichters und Friedensgerichtsſchreibers ganz oder verhaͤltnißmaͤßig fuͤr jeden, 
demnaͤchſt in gleicher Weiſe die Kopialgebuͤhren der Friedensgerichtsſchreiber 
und der Sekretariate der Landgerichte und des Appellationsgerichtshofes, fer— 
ner die Gebuͤhren der Gerichtsvollzieher und endlich aus der Haͤlfte des dann 
noch verbleibenden Reſtes die Gebuͤhren des Friedensrichters und Friedensge— 
richtsſchreibers berichtigt. 


Artikel 11. 


i Soweit die Revenuͤen-Ueberſchuͤſſe zur Deckung der in dem vorigen Ar— 
tikel erwaͤhnten Gebuͤhren und Koſten nicht ausreichen, werden: 

1) die Reiſekoſten des Friedensrichters und Friedensgerichtsſchreibers von 
dem Landgerichtspraͤſidenten auf den Kriminalfonds angewieſen 
(Art. 6.), 

2) die Kopialgebuͤhren der Friedensgerichtsſchreiber, ſowie der Sekretariate 
der Landgerichte und des Appellationsgerichtshofes mit 1 Sgr. fuͤr 
die Rolle aus dem reinen Vermoͤgen der Bevormundeten entnommen, 
falls daſſelbe einen Werth von mehr als 50 Rthlr. hat (Art. 2. 3.), 


3) die uͤbrigen Gebuͤhren der Friedensrichter und Friedensgerichtsſchreiber 
geſtundet, und 


4) die Gebuͤhren der Gerichtsvollzieher niedergeſchlagen. 


Artikel 12. 


Die geſtundeten Gebuͤhren der Friedensrichter und Friedensgerichtsſchreiber 
(Artikel 11. Nr. 3.) koͤnnen aus der Hälfte der Revenuͤen-Ueberſchuͤſſe ſpaͤterer 
Rechnungsperioden entnommen werden, nachdem die waͤhrend derſelben veran⸗ 
laßten Gebuͤhren und Koſten gezahlt ſind. Zur Deckung des Reſtes dieſer ge— 
ſtundeten Gebühren koͤnnen im letzten Jahre der Vormundſchaft oder ſpaͤter 
is zu 14 Prozent des nach der letzten Vermoͤgens-Ueberſicht vorhandenen reinen 
Vermögens (Artikel 1. 2.) eingezogen werden. 

Bei mehreren Bevormundeten, die nach und nach aus der Vormund— 
ſchaft entlaſſen werden, iſt dieſe Vorſchrift auf den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil 
es zu Entlaſſenden an den geſtundeten Gebuͤhren anwendbar. 

Reeichen die 14 Prozent zur völligen Befriedigung der geſtundeten Ge⸗ 
buͤhren nicht aus, ſo wird der Betrag derſelben zwiſchen dem Friedensrichter 
und dem Friedensgerichtsſchreiber nach dem Verhaͤltniß ihrer ruͤckſtaͤndigen Ge: 
buͤhren getheilt. 

(Nr. 5718.) Die 


Die geftundeten Gebühren erhält derjenige Friedensrichter oder Friedens⸗ ö 
gerichtsſchreiber, der ſich im Amte befindet, wenn fie erhoben werden konnen. 


Artikel 13. 


Ergiebt ſich aus dem Familienrathsbeſchluſſe, durch welchen die jährlichen 
Ausgaben fuͤr die Perſon des Bevormundeten und die Normen fuͤr die Ver— 
waltung ſeines Vermögens regulirt werden (Art. 454. des buͤrgerlichen 

Geſetzbuchs), daß die Vermoͤgensverhaͤltniſſe einen zur Deckung ſaͤmmtlicher 
Gebuͤhren und Koſten ausreichenden Revenuͤen-Ueberſchuß fortwaͤhrend mit Ge— 
wißheit erwarten laſſen, ſo koͤnnen dieſe Gebuͤhren und Koſten jedesmal ſofort 
erhoben werden, ohne die naͤchſte Rechnungslage abzuwarten. 


Artikel 14. f | 


Die Vorſchriften dieſes Titels finden auch auf die bei Publikation dieſes 
Geſetzes anhaͤngigen Vormundſchaften Anwendung. 5 5 


Dritter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 15. 


Die Gebuͤhren und Koſten fuͤr Emanzipationen koͤnnen in allen Faͤllen 
ihrem ganzen Betrage nach ſofort eingezogen werden. 


Artikel 16. 


Die Landgerichtspraͤſidenten haben in denjenigen Faͤllen, in welchen ſie 
Reiſekoſten der Friedensrichter und Friedensgerichtsſchreiber auf den Kriminal⸗ 
fonds anweiſen, ein Exekutorium zu ertheilen, durch welches die Königliche 
Regierung ermächtigt wird, die von dem Kriminalfonds gezahlten Koſten aus 
dem vormundſchaftlichen Vermoͤgen wieder einzuziehen. Sollte durch eine 
Wiedereinziehung dieſer Koſten die Subſiſtenz der Bevormundeten gefaͤhrdet 
ee fo koͤnnen dieſelben von dem Landgerichtspraͤſidenten niedergeſchlagen 
werden. 


Artikel 17. 


Die Friedensgerichtsſchreiber haben bei Strafe von 1 bis 5 Thalern fuͤr 
jede Unterlaſſung auf den Urſchriften und Ausfertigungen aller vormundſchaft— 
lichen Verhandlungen, unter Angabe des betreffenden Artikels dieſes Geſetzes, 
zu bemerken, ob die Vormundſchaft gebuͤhrenfrei, ganz oder halb gebuͤhren— 
pflichtig iſt (Art. 1.), und ob im erſten Falle das vormundſchaftliche Vermoͤgen 
50 Thaler uͤberſteigt (Art. 3.), oder ob bei einer Vormundſchaft des zweiten 
Titels die Gebuͤhren erſt nach der naͤchſten Rechnungslage (Art. 9.) oder ſofort 
erhoben werden koͤnnen (Art. 13.). 1 

1 
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Artikel 18. 


Sind für die zu den Vormundſchaftsakten gelangten Urtheile und Be⸗ 
ſchluͤſſe der Landgerichte und des Appellationsgerichtshofes Sekretariatsgebuͤhren 
erſt nach Maaßgabe der naͤchſten Rechnungslage zu erheben (Art. 9. 10.), ſo 
haben die Friedensgerichtsſchreiber binnen Jahresfriſt nach Feſtſtellung dieſer 
Rechnung das betreffende Sekretariat zu benachrichtigen, ob und welchen fuͤr 
die Sekretariatsgebuͤhren verwendbaren Ueberſchuß die Rechnung ergeben hat, 
und ob im Fall des Artikels 2. dieſes Geſetzes ein Vermoͤgen von mehr als 
50 Thalern vorhanden iſt. 


Artikel 19. 


a Die Gebühren der Gerichtsvollzieher in Vormundſchaftsſachen koͤnnen 
in den Faͤllen, wo deren Einziehung zulaͤſſig iſt, nur auf Grund einer in 
Arfeprift vollſtreckbaren und koſtenfreien Verfügung des Friedensrichters erhoben 
erden. 


Artikel 20. 


In dem Verfahren bei Theilungen und bei gerichtlichen Verkaͤufen von 
Immobilien (Geſetz vom 18. April 1855., Geſetz-Samml. S. 521.) kann in 
allen Faͤllen, in welchen dem Bevormundeten bei der Theilung oder bei dem 

erfauf ein reines Vermögen im Werthe von 500 Thalern oder mehr tiber: 
wieſen wird, der auf ihn fallende Antheil der Gebuͤhren und Koſten des Ver⸗ 
fahrens ſofort eingezogen werden. 

Iſt der Werth des ihm uͤberwieſenen reinen Vermoͤgens geringer als 
500 Thaler, fo konnen von demſelben in allen Faͤllen die baaren Auslagen, 
zu denen auch die Koſten der nothwendigen Kopialien mit 1 Sgr. fuͤr die Rolle 
zu rechnen find, ſowie von dem Reſte 12 Prozent zur Deckung der Gebühren 
der Friedensrichter und Friedensgerichtsſchreiber erhoben werden. 

Hinſichtlich des hierbei nicht gedeckten Theils der Gebühren wird nach den 
ab des erſten beziehungsweiſe zweiten Titels dieſes Geſetzes ver— 
ahren. 

Bei der Werthſchaͤtzung des reinen Vermoͤgens findet die Vorſchrift des 
Artikels 3. Anwendung. 


Artikel 21. 


Der H. 4. der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom 4. Juli 1834. mit allen 

zu ſeiner Ausfuͤhrung erlaſſenen Verfuͤgungen wird aufgehoben. 
Hinſichtlich der Stempelpflichtigkeit in Vormundſchaftsſachen bleibt es 
bei den darauf bezuͤglichen geſetzlichen Beſtimmungen. Ebenſo bewendet es bei 
der Vorſchrift des F. 4. des Geſetzes vom 23. Dezember 1846,, daß der zu 
Jahrgang 1863. (Nr. 57185719. 50 den 
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den Staatskaſſen fließende Antheil an den Sekretariatsgebuͤhren nicht erhoben 
werden ſoll. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 5. Juni 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. o. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 5719.) Geſetz wegen Aufhebung des Preußiſchen Landrechts vom Jahre 1721. und 
der Inſtruktion fuͤr die Weſtpreußiſche Regierung vom 21. September 
1773. in den zu der Provinz Poſen gehoͤrenden Landestheilen. Vom 
5. Juni 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 
verordnen, zur Herſtellung eines den gegenwaͤrtigen Beduͤrfniſſen entſprechenden 
Rechtszuſtandes fuͤr diejenigen Landestheile der Provinz Poſen, in welchen das 
Landrecht von 1721. bisher noch Guͤltigkeit hatte, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer 
des Landtages der Monarchie, was folgt: 


Artikel J. 


Das Preußiſche Landrecht vom 27. Juni 1721. und die Inſtruktion fuͤr 
die Weſtpreußiſche Regierung vom 21. September 1773. werden, ſoweit ſolche 
jetzt noch in Kraft ſind, mit dem 1. Oktober 1863. in den zur Provinz Poſen 
hben. Ortſchaften, welche früher zu Weſtpreußen gehört haben, auf— 
gehoben. 


Artikel II. 


An die Stelle der aufgehobenen Rechte (Artikel J.) treten die Vorſchrif— 
ten Unſeres Allgemeinen Landrechts nebſt den daſſelbe erlaͤuternden, ergaͤnzenden 
und abaͤndernden Beſtimmungen. Unter Eheleuten findet die allgemeine Güter: 
gemeinſchaft ſtatt. 


Artikel III. 


Die in den Hö. VIII. IX. und X. des Publikations⸗Patents zum Al 
gemeinen Landrechte vom 5. Februar 1794. aufgeſtellten Grundſaͤtze finden auch 
auf das bisherige Provinzialrecht Anwendung. > 
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Artikel IV. 


Das Verhaͤltniß der Eheleute, welche ſich vor dem 1. Oktober 1863. ver⸗ 
heirathet haben, ſoll in Anſehung der Rechte und Pflichten unter Lebendigen, 
owie der Grundſaͤtze uͤber die Vermoͤgens-Auseinanderſetzung bei Trennung 
der Ehe durch richterliches Erkenntniß nach den Geſetzen, welchen die Eheleute 
zur Zeit der geſchloſſenen Ehe unterworfen waren, beſtimmt werden. Bei der 
Erbfolge hingegen, ſofern dieſelbe nicht auf Verträgen oder letztwilligen Ver⸗ 
ordnungen beruht, ſoll der uͤberlebende Ehegatte die Wahl haben, ob er nach 
den zur Zeit der geſchloſſenen Ehe geltend geweſenen Geſetzen oder nach den 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts erben wolle. f 


Artikel V. 


Die Verjährung ſoll in denjenigen Fallen, in denen fie vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1863. vollendet iſt, nach den bisherigen Rechten beurtheilt werden, wenn 
auch die daraus entſtehenden Befugniſſe oder Einwendungen erſt ſpaͤterhin 
geltend gemacht werden. In ſolchen Faͤllen aber, in welchen die bisherige ge— 
ſetzmaͤßige Friſt zur Verjährung mit dem 1. Oktober 1863, noch nicht abgelau⸗ 
fen ift, ſollen, ſoweit es nicht auf die Zulaͤſſigkeit des Anfangs der Verjährung 
oder auf eine vor dem gedachten Zeitpunkte ſtattgefundene Unterbrechung an⸗ 
kommt, die allgemeinen Landesgeſetze zur Anwendung gebracht werden. 

Sollte jedoch zur Vollendung einer vor dem 1. Oktober 1863. ange⸗ 
fangenen Verjährung in den allgemeinen Landesgeſetzen eine kuͤrzere Friſt als 
in den bisherigen Provinzialgeſetzen vorgeſchrieben ſein, ſo kann derjenige, wel⸗ 
cher in einer ſolchen kuͤrzeren Verjährung ſich gründen will, die Friſt nur vom 
1. Oktober 1863. an berechnen. 


Artikel VI. 


Die im $. VII. des Publikations-Patents zum Allgemeinen Landrechte 
vom 5. Februar 1794. angeordnete Suspenſion einzelner in den drei erſten 
Titeln des zweiten Theiles des Allgemeinen Landrechts enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen hört, ſoweit fie noch beſtanden hat, mit dem 1. Oktober 1863. auf. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 5. Juni 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck-Schoͤn hauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Gr. 5719—5720) ö (Nr. 5720.) 
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(Fr. 5720.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 27. Mai 1863., betreffend die Beſtimmung, daß die 
* Vorſchriften des Geſetzes über Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. Novem⸗ 


1 


ber 1838. auf die herzuſtellende Bahn von dem Bahnhofe Erfurt nach ’ 


dem Steinſalzbergwerke bei Ilversgehofen Anwendung finden. 


Aut Ihren Bericht vom 9. Mai d. J. beſtimme Ich, daß die Vorſchriften 


des Geſetzes uͤber die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838., na- 


mentlich ſoweit dieſelben das Recht zur Expropriation der für den Eiſenbahn— 


bau erforderlichen Grundſtuͤcke, ſowie das Recht zur vorübergehenden Benutzung 


fremder Grundſtuͤcke betreffen, auf die von dem Bahnhofe in Erfurt nach dem 


Steinſalzbergwerke bei Ilversgehofen herzuſtellende Eiſenbahn zur Anwendung 
kommen ſollen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 27. Mai 1863. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und 
oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
—— ne, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


